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Preußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1919 | SIE 24 


Juhalt: Verordnung wegen Ausbau der Hahle in der Gemarkung der Stadt Duderſtadt durch die 
Stadt Duderſtadt, S. 9s — A usführungsbeſtimm ungen zur Bekanntmachung der Preußiſchen 
Regierung, betreffend Beſchlagnahme des Vermögens des Preußiſchen Königshaufes, vom 30. November 
1918, ©. 95. : 


(Nr. 11770.) Verordnung wegen Ausbau der Hahle in der Gemarkung der Stadt Duderſtadt 
durch die Stadt Duderſtadt. Vom 6. Juni 1919. 


Di Preußiſche Staatsregierung verordnet auf Grund des § 155 Abf. 2 des 
Waſſergeſetzes und des § 5 des Geſetzes zur vorläufigen Ordnung der Staats⸗ 
gewalt in Preußen vom 20. März 1919 (Geſetzſamml. S. 53), was folgt: 

Der Stadt Duderſtadt wird das Recht zum Ausbau der Hahle und ihrer 
Ufer innerhalb der Stadtgemarkung übertragen. 

Berlin, den 6. Juni 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 5 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
teinhardt. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11771.) Ausführungsbeſtimmungen zur Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung, 
betreffend Beſchlagnahme des Vermögens des Preußiſchen Königshauſes, 
vom 30. November 1918 (Geſetzſamml. S. 193). Vom 18. Juni 1919. 


ur Ausführung der Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung vom 30. No» 
vember 1918, betreffend Beſchlagnahme des Vermögens des Preußiſchen Königs. 
hauſes, (Geſetzſaamml. S. 193) wird beſtimmt: 

1. Der Miniſter des vormaligen Königlichen Hauſes, die Hof, Güter⸗ 
und Forſtverwaltungen ſowie die ſonſtigen Vermögensverwaltungen des 
vormaligen Königs, des vormaligen Königlichen Hauſes und ſeiner 
Mitglieder werden auf Grund des § 2 Abſ. 1 der Bekanntmachung 

Geſehſammlung 1919. Mr. 11770—11771.) 30 
Ausgegeben zu Berlin den 1, Juli 1919. 


n 


vom 30. November 1918 mit der Verwaltung des beſchlagnahmten 
Vermögens beauftragt, ſoweit dieſes bisher unter ihrer Verwaltung 
ſtand. Sie ſind jedoch verpflichtet, ſich bei Verfügungen und Ver⸗ 
pflichtungen ſowie bei Annahme von Zahlungen und Leiſtungen im 
Rahmen der vom Finanzminiſter genehmigten Haushaltspläne oder 
Bedarfsnachweiſungen zu halten. 

2. Über die Vermögensverwaltung der unter Nummer 1 genannten Be⸗ 
hörden übt der Finanzminiſter — und zwar bei dem land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlich genutzten Grundbeſitz unter Mitwirkung des Miniſters 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten — die Aufſicht aus. 


3. Zur Vertretung des vormaligen Königs, des vormaligen Königlichen 
Hauſes und feiner Mitglieder bei allen Gerichten, Verwaltungsbehörden 
und Amtsſtellen der freiwilligen Gerichtsbarkeit genügt die Vollmacht 
der Beteiligten oder ihrer Verwaltungen. Eine Zuziehung des Finanz⸗ 
miniſters oder des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
iſt nicht erforderlich. 

4. Das perſönliche Dienſtverhältnis der Beamten und Angeſtellten des 
vormaligen Königs, des vormaligen Königlichen Hauſes und ſeiner 
Mitglieder wird durch die Beſchlagnahme des Vermögens nicht berührt. 
Die Regelung der Vertragsverhältniſſe derjenigen Prinzlichen Hofbeamten, 
die nicht unter die Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten 
und ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 45) 

fallen, ſowie der Prinzlichen Privatangeſtellten unterliegt der ſelbſt⸗ 

ſtändigen Beſtimmung des Mitglieds des vormaligen Königlichen Hauſes, 
in deſſen Dienſt ſich der Hofbeamte oder Angeſtellte befindet oder ein⸗ 
weten ſoll, oder ſeiner Verwaltung. Die betreffende Verwaltung gilt 
auch inſoweit als beauftragte Behörde im Sinne des § 2 Abſ. 1 
der Bekanntmachung vom 30. November 1918. 

5. Die dem Finanzminiſter nach § 2 der Bekanntmachung vom 30. No⸗ 
vember 1918 zuſtehenden Befugniſſe bleiben neben der Verwaltung 
der beauftragten Behörden beſtehen. Er wird über die von ihm 
angeordneten Maßnahmen Rechnung legen. 


Verlin, den 18. Juni 1919. 
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